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Stärkung der Patientenrechte

Sehr geehrte Damen und Herren,

für Ihre E-Mails vom 29. und 30. August 2002 danke ich Ihnen.

Die CDU/CSU plant die Rolle der Patienten und ihrer Interessenver-
bände zu stärken. Dies können Sie auch in unserem Regierungspro-
gramm nachlesen. Unser Konzept zur Zukunft der Gesetzl ichen
Krankenversicherung baut auf vier Säulen auf: Prävention, Transpa-
renz, Wettbewerb und Selbstbest immung der Vers icher ten. Dabei
geht es nicht um punktuelle Änderungen des bestehenden Systems,
sondern um eine grundlegende Neuausrichtung.

Die Verbesserung der Prävention ist eine entscheidende Vorausset-
zung, um die al terungsbedingte Zunahme der großen Volkskrankhei-
ten zu reduzieren. Deshalb müssen die Investitionen für eine umfas-
sende Prävention verstärkt werden. Dies ist eine gesamtgesel l -
schaft l iche Aufgabe, bei der der Staat die notwendigen Impulse ge-
ben muss. Außerdem sollten Anreize für eine Förderung der Präven-
tion in der Kranken- und Pflegeversicherung geschaffen werden. So
könnten Patienten, die regelmäßige Vorsorgeuntersuchungen wahr-
nehmen, durch Bei t ragsrückerstat tungen oder ger ingere Zuzahlun-
gen belohnt" werden.

Unser Gesundheitswesen muss t ransparenter werden. Der Patient
soll wissen, was seine Behandlung kostet und welche Leistungen
z.B. der Arzt oder das Krankenhaus mit der Krankenkasse abrechnet.
Der Patient soll auch mehr Informationen über die Qual i f ikat ionen
der behandelnden Ärzte und Krankenhäuser erhalten.
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Der Wettbewerb innerhalb der gesetzl ichen Krankenversicherung
muss verbessert werden. Nur wenn verschiedene Versorgungsange-
bote und verschiedene medizinische Methoden miteinander konkur-
rieren haben die Patienten eine Auswahl und können sich für die
aus ihrer Sicht beste Versorgungsform entscheiden. Staat l iche Pla-
nung und Reglementierung kann dies nicht leisten. Ein Vertrags-
wettbewerb ist eher geeignet, die Strukturdefizite des Gesundheits-
wesens zu beseit igen, die Qualität der medizinischen Versorgung zu
verbessern und die Wirtschaftlichkeit zu erhöhen.

Das zentrale gesundhei tspol i t ische Anl iegen der Union ist dabe i die
Stärkung der Rol le der Patienten. Nach meiner Auf fassung soll künf-
tig jeder selbst entscheiden können, ob er den bisher igen Versor-
gungsumfang beibehalten, zusätzliche Leistungen (z.B. Akupunktur,
besondere Naturhei lverfahren, aufwendiger Zahnersatz etc.) haben
will oder sich bei gleichzeit iger Bei tragsermäßigung für einen
Selbstbehal t entscheidet oder zu mehr Eigenvorsorge verpfl ichtet.
Warum sollen wir den Menschen diese Kompetenz zur f re ien Ent-
scheidung über den versicherten Leistungsumfang nicht zugeste-
hen?

Die Union meint mit mehr Eigenverantwortung aber auch den Aus-
bau der Mitwirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten von Patienten
und Versicherten. Nach unseren Vorstel lungen sollen Selbsthi l fe-
gruppen bei wichtigen Entscheidungen einbezogen werden. Das ist
heute nämlich nicht der Fall. SPD und Grüne haben zwar bei ihrem
Regierungsantr i t t eine Stärkung der Patientenrechte angekündigt.
Aber nichts ist in vier Jahren dazu geschehen. Patienten durften,
vor allem wenn es chronisch Kranke waren, er fahren, dass Rot/Grün
sie im Stich gelassen hat. Denn die Begrenzung der Gesundhei ts-
ausgaben hat dazu geführt , dass vielen Patienten mediz in ische Leis-
tungen und Arzneimit tel vorenthal ten wurden. Und dies ist der
größte und nachteil igste Eingriff in die Rechte der Patienten. Des-
halb wird die Union nach der Bundestagswahl die Budgets im Ge-
sundheitswesen wieder abschaffen.

Wir werden sehr zeitnah nach der Bundestagswahl die Gespräche
mit den Patientenverbänden und Selbsthi l fegruppen aufnehmen, um
die Einzelheiten der künftigen Einbeziehung zu besprechen.

Mit freundlichen Grüßen


